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Mandantenbrief Dezember 2009 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemeines 

· Erbrechtsreform tritt am 1. Januar 2010 in Kraft 

· Folgende Unterlagen können im Jahr 2010 vernichtet werden 
 

Einkommensteuer 

· Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2010 bei verbilligter Vermietung 
 

Lohn und Gehalt 

· Ausbildungsbonus auch für Arbeitgeber, die Auszubildende insolventer Betriebe über-
nehmen 
 

Umsatzsteuer 
· Änderungen ab 01.01.2010 

 
 
Mit freundlichem Grüßen 
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Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2009 und Januar 2010 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.20091 11.1.20102 
Umsatzsteuer 10.12.20093 11.1.20104 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.12.2009 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.12.2009 Entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.12.2009 14.1.2010 

7.12.2009 8.1.2010 

Sozialversicherung7 28.12.2009 28.1.2010 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern für das 

abgelaufene Kalenderjahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern für das vorange-

gangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 21.12.2009/26.1.2010) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Allgemeines 
Erbrechtsreform tritt am 1. Januar 2010 in Kraft 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. September 2009 der Erbrechtsreform zugestimmt, die am 
1. Januar 2010 in Kraft treten wird. 
Die wichtigsten Punkte der Neuregelungen im Einzelnen: 

Modernisierung der Pflichtteilsentziehungsgründe 
Künftig sollen die Regelungen über die Pflichtteilsentziehung für Abkömmlinge, Eltern und Ehegatten 
oder Lebenspartner gleichermaßen Anwendung finden und auch alle dem Erblasser ähnlich naheste-
hende Personen, z. B. Stief- und Pflegekinder, geschützt werden. 
Der bisherige, auch nur für Abkömmlinge geltende Entziehungsgrund des „ehrlosen und unsittlichen 
Lebenswandels“ entfällt. Stattdessen berechtigt eine rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheitsstra-
fe von mindestens einem Jahr ohne Bewährung zur Entziehung des Pflichtteils. 

Erweiterung der Stundungsgründe 
Besteht das Vermögen des Erblassers im Wesentlichen aus einem Eigenheim oder einem Unterneh-
men, mussten diese Vermögenswerte bisher wegen der Auszahlung des Pflichtteils oft verkauft wer-
den. Deshalb werden künftig die Voraussetzungen der bereits geltenden Stundungsregelung erleich-
tert und für jeden Erben durchsetzbar sein. 

Gleitende Ausschlussfrist für den Pflichtteilsergänzungsanspruch 
Nach der bis Ende 2009 geltenden Rechtslage bleibt eine Schenkung des Erblassers unberücksich-
tigt, wenn seit der Schenkung zehn Jahre verstrichen sind. Künftig soll die Schenkung für die Berech-
nung des Ergänzungsanspruchs graduell immer weniger Berücksichtigung finden, je länger sie zurück 
liegt: Im ersten Jahr vor dem Erbfall wird eine Schenkung voll in die Berechnung einbezogen, im zwei-
ten Jahr nur noch zu 9/10, im dritten Jahr zu 8/10 usw. 

Bessere Honorierung von Pflegeleistungen beim Erbausgleich 
Traf der Erblasser in seinem Testament keine Ausgleichsregelung zugunsten eines pflegenden Ange-
hörigen, gibt es nach der bisherigen Rechtslage für einen Abkömmling, der unter Verzicht auf berufli-
ches Einkommen den Erblasser über längere Zeit gepflegt hat, erbrechtliche Ausgleichsansprüche. 
Künftig besteht dieser Anspruch unabhängig davon, ob für die Pflegeleistungen auf ein eigenes beruf-
liches Einkommen verzichtet wurde. 

Abkürzung der Verjährung 
Die Verjährung familien- und erbrechtlicher Ansprüche wird der Regelverjährung von drei Jahren an-
gepasst. Dort, wo es sinnvoll ist, bleibt jedoch die lange Verjährungsfrist von 30 Jahren. 
 

Finanzamt kann keinen Zugriff auf Daten von gesetzlich nicht vorgeschriebenen elektronischen 
Aufzeichnungen verlangen 
Seit 2002 gibt es die so genannte digitale Betriebsprüfung. Die Finanzverwaltung hat das Recht, in 
elektronisch geführte Daten und Aufzeichnungen Einsicht zu nehmen bzw. die Übergabe eines ent-
sprechenden Datenträgers zu verlangen. Der Bundesfinanzhof hat erstmals eine Grundsatzentschei-
dung zum Datenzugriff der Finanzverwaltung gefällt. Danach besteht das Einsichtsrecht nur im Um-
fang der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht. Aufzubewahren sind solche Unterlagen, die zum Ver-
ständnis und zur Überprüfung gesetzlich geforderter Aufzeichnungen erforderlich sind. 
Im entschiedenen Fall ermittelte eine Freiberufler-Sozietät ihren Gewinn durch 
Einnahmenüberschussrechnung und erstellte nebenbei freiwillig eine elektronische Bestandsbuchhal-
tung. In diese wollte die Betriebsprüfung Einsicht nehmen und verlangte die Übergabe eines entspre-
chenden Datenträgers. Zu Unrecht, wie das Gericht befand, da das Finanzamt keine Einsicht in ge-
setzlich nicht geforderte Aufzeichnungen verlangen darf. 

Folgende Unterlagen können im Jahr 2010 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2009 vernichtet 
werden: 
· Aufzeichnungen aus 1999 und früher. 
· Inventare, die bis zum 31.12.1999 aufgestellt worden sind. 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 1999 oder früher erfolgt ist. 



· Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 1999 oder früher aufgestellt worden 
sind. 

· Buchungsbelege aus dem Jahre 1999 oder früher. 
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Ge-

schäftsbriefe, die 2003 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2003 oder früher. 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
· für eine begonnene Außenprüfung, 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 
· für ein schwebendes oder auf Grund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren 

oder zur Begründung der Anträge an das Finanzamt und 
· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für 10 Jahre vorgehalten werden 
müssen. 
 

Einkommensteuer 
Überprüfung der Miethöhe zum 1.1.2010 bei verbilligter Vermietung 
Bei verbilligter Vermietung von Wohnungen sowohl an Angehörige als auch an fremde Dritte beträgt 
die Grenze 56 % der ortsüblichen Marktmiete. Deshalb muss Folgendes beachtet werden: 
· Beträgt die vereinbarte Miete mindestens 75 % der ortsüblichen Marktmiete, dann sind die mit den 

Mieteinnahmen zusammenhängenden Werbungskosten voll abzugsfähig. 
· Liegt die vereinbarte Miete zwischen 56 und 75 % der ortsüblichen Marktmiete, ist zunächst die 

Einkünfteerzielungsabsicht zu prüfen. Fällt die Überschussprognose positiv aus, sind die Wer-
bungskosten voll abzugsfähig. Ergibt sich aber eine negative Überschussprognose, so ist der Wer-
bungskostenabzug nur in dem Umfang möglich, wie die Miete im Verhältnis zur ortsüblichen 
Marktmiete steht. 

· Liegt der Mietzins unterhalb von 56 % der ortsüblichen Marktmiete, können die Aufwendungen nur 
entsprechend dem entgeltlichen Anteil der Vermietung geltend gemacht werden. Der Mietvertrag 
muss bei der Vermietung an Angehörige aber auf jeden Fall einem Fremdvergleich (Vermietung an 
fremde Dritte) standhalten, weil er sonst steuerrechtlich nicht anerkannt wird. 

Aus diesem Grund sollten bestehende Mietverträge kurzfristig darauf geprüft werden, ob sie den übli-
chen Konditionen entsprechen und auch so durchgeführt werden. Dies gilt auch für die zu zahlenden 
Nebenkosten. Insbesondere sollte die Höhe der Miete geprüft und zum 1.1.2010 ggf. angepasst wer-
den. Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an die äußersten Grenzen heranzugehen. 

Elterngeld unterliegt dem Progressionsvorbehalt 
Der Bundesfinanzhof hat die Nichtzulassungsbeschwerde eines Ehepaares zurückgewiesen. Grund 
dafür war, dass das Elterngeld dem Progressionsvorbehalt unterworfen worden war. 
Das Ehepaar hatte geltend gemacht, dass nur der den Sockelbetrag von monatlich 300 € überstei-
gende Betrag als Lohnersatzleistung dem Progressionsvorbehalt unterliegen dürfte, weil der Sockel-
betrag mit reinen Sozialleistungen vergleichbar sei. 
Das Gericht stellt klar, dass das Elterngeld einheitlich als Einkünfteersatz zu qualifizieren ist. Eine 
Steuerbelastung trete auch nur ein, wenn neben diesen Leistungen noch weitere einkommensteuer-
pflichtige Einkünfte hinzukämen. 

Freibetrag für Veräußerungsgewinne gilt einkünfteübergreifend 
Für Veräußerungsgewinne, die im Rahmen der Gewinneinkünfte anfallen, kann ein Unternehmer nur 
einmal im Leben einen Freibetrag beantragen. Voraussetzung für die Gewährung des Freibetrags ist 
u. a., dass der Unternehmer das 55. Lebensjahr vollendet hat oder im sozialversicherungsrechtlichen 
Sinne dauernd berufsunfähig ist. 
Der Bundesfinanzhof hatte folgenden Fall zu entscheiden: Ein Arzt, der das 55. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte, erzielte im Jahr 1997 Einkünfte aus selbstständiger Arbeit und daneben einen Veräu-
ßerungsgewinn aus dem Verkauf einer Praxisbeteiligung. Das Finanzamt zog von dem Veräuße-
rungsgewinn den Veräußerungsfreibetrag ab, sodass dieser unversteuert blieb. Im Jahr 2003 veräu-
ßerte der Arzt eine gewerbliche Beteiligung und beantragte den Veräußerungsfreibetrag, weil er das 
55. Lebensjahr vollendet hatte. 



Das Gericht entschied, dass der Veräußerungsfreibetrag im Jahr 2003 nicht mehr gewährt werden 
konnte, weil dieser bereits im Jahr 1997 berücksichtigt worden war, auch wenn die Voraussetzungen 
zu diesem Zeitpunkt nicht gegeben waren. Darüber hinaus stellte der Bundesfinanzhof klar, dass der 
Freibetrag nur einmal im Leben einkünfteübergreifend gewährt wird. 
Hinweis: Jeder Unternehmer sollte überlegen, wann er den Freibetrag für einen erzielten Veräuße-
rungsgewinn aus den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstständiger 
Arbeit beantragt. Es empfiehlt sich grundsätzlich eine Abstimmung mit dem Steuerberater, insbeson-
dere dann, wenn Veräußerungsgewinne aus verschiedenen Gewinneinkunftsarten zu erwarten sind. 
Wird z. B. bei einem Veräußerungsgewinn von 10.000 € schon ein Freibetrag beantragt und gewährt, 
ist ein später anfallender höherer Veräußerungsgewinn aus der gleichen oder anderen Gewinn-
einkunftsart voll zu versteuern. 

 

Lohn und Gehalt  
Ausbildungsbonus auch für Arbeitgeber, die Auszubildende insolventer Betriebe übernehmen 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat darauf hingewiesen, dass der Ausbildungsbonus, 
mit dem Betriebe dafür gewonnen werden sollen, Schulabgängern einen Ausbildungsplatz anzubieten, 
vor dem Hintergrund der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise in Bezug auf solche Auszubildenden 
verbessert worden ist, deren bisherige Arbeitgeber Insolvenz anmelden mussten. Der Ausbildungsbo-
nus kann nunmehr auch Betrieben gewährt werden, die Auszubildende übernehmen, die mitten in 
ihrer Ausbildung ohne Lehrstelle dastehen, weil ihr bisheriger Lehrbetrieb Insolvenz angemeldet hat. 

Keine regelmäßige Arbeitsstätte bei längerfristigem Aufenthalt im Betrieb eines Kunden 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass für einen Arbeitnehmer die betriebliche Einrichtung eines 
Kunden keine regelmäßige Arbeitsstätte wird. Dies gilt auch, wenn es sich um einen längerfristigen 
Aufenthalt handelt. 
Nur jede feste dauerhafte betriebliche Einrichtung eines Arbeitgebers ist als regelmäßige Arbeitsstätte 
anzusehen. Der Arbeitnehmer muss dieser Betriebsstätte zugeordnet sein und sie nicht nur gelegent-
lich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit aufsuchen. 
 
Umsatzsteuer 
 

ÄNDERUNGEN AB 01.01.2010 

Sonstige Leistungen an einen Unternehmer 

Sonstige Leistungen an einen Unternehmer (B2B-Leistung, business-to-business) werden 
regelmäßig an dem Ort ausgeführt, an dem der Leistungsempfänger sein Unternehmen 
betreibt (Empfänger-Sitz-Prinzip). Das gilt für die Leistungserbringung sowohl gegenüber 
Unternehmern mit Sitz in der EU als auch mit Sitz im Drittland. 

Den Unternehmern gleichgestellt werden insoweit juristische Personen (insbesondere des 
öffentlichen Rechts), soweit sie nicht unternehmerisch tätig sind und ihnen eine Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer erteilt wurde. 

Die Leistung muss für den unternehmerischen Bereich des Leistungsempfängers ausge-
führt worden sein. Die bisherige Möglichkeit, für bestimmte innergemeinschaftliche sons-
tige Leistungen den Leistungsort durch Verwendung einer Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer zu verlagern, wird abgeschafft. Verwendet der Leistungsempfän-
ger aber eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, kann der Leistende davon ausgehen, 
dass die Leistung für den unternehmerischen Bereich bezogen wird. Für den unternehme-
rischen Bereich bezogen sind auch Leistungen, die der Erbringung nicht steuerbarer Um-
sätze dienen. 

Beispiel: Ein österreichischer Unternehmer (Ö) verbringt seinen Lkw zur Reparatur von 
Salzburg nach München zu einem deutschen Unternehmer (D). D repariert das Fahrzeug 
und lässt es danach nach Salzburg zurückbringen. Ö tritt mit seiner österreichischen Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer auf. 

Lösung: Der Ort der Reparaturleistung liegt am Sitzort des Leistungsempfängers Ö in 
Salzburg. In Österreich gilt das Reverse-Charge-Verfahren, so dass D keine deutsche 
Umsatzsteuer in Rechnung stellt. In der Rechnung muss er aber sowohl seine Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer als auch die des Ö angeben. Er hat die Leistung an Ö in 



seiner Zusammenfassenden Meldung aufzunehmen und gesondert in der Umsatzsteuer-
Voranmeldung zu erklären. 

Sonstige Leistungen an Endverbraucher 

Bei sonstigen Leistungen an Endverbraucher (Leistungen im B2C-Bereich, business-to-
consumer) bleibt es grundsätzlich bei der Besteuerung am Ort des leistenden Unterneh-
mers (Unternehmer-Sitz-Prinzip). Liegt der Ort im Ausland, ist die Leistung im Inland 
nicht steuerbar. Steuerschuldner ist der leistende Unternehmer. Für Registrierung, Rech-
nungslegung, Fiskalvertretung und das Besteuerungsverfahren gilt das Recht des jeweils 
anderen Staates. 

Ausnahmen von der grundsätzlichen Ortsregelung 

Die nachfolgend genannten Ausnahmen gelten sowohl für Leistungen an Unternehmer als 
auch für Leistungen an Endverbraucher. 

 

Sonstige Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück 

Eine sonstige Leistung im Zusammenhang mit einem Grundstück wird dort ausgeführt, 
wo das Grundstück liegt. Als sonstige Leistungen im Zusammenhang mit einem Grund-
stück sind insbesondere anzusehen: 

· sonstige Leistungen im Zusammenhang mit der Veräußerung oder dem Erwerb von 
Grundstücken und 

· sonstige Leistungen, die der Erschließung von Grundstücken oder der Vorbereitung, 
Koordinierung oder Ausführung von Bauleistungen dienen. 

Kurzfristige Vermietung von Beförderungsmitteln 

Die kurzfristige Vermietung eines Beförderungsmittels wird an dem Ort ausgeführt, an 
dem das Beförderungsmittel dem Empfänger körperlich übergeben wird. Als kurzfristig 
gilt eine Vermietung über einen ununterbrochenen Zeitraum 

· von nicht mehr als 90 Tagen bei Wasserfahrzeugen, 

· von nicht mehr als 30 Tagen bei anderen Beförderungsmitteln. 

Veranstaltungsleistungen 

Veranstaltungsleistungen sind kulturelle, künstlerische, wissenschaftliche, unterrichtende, 
sportliche, unterhaltende oder ähnliche Leistungen, wie Leistungen im Zusammenhang 
mit Messen und Ausstellungen einschließlich der Leistungen der jeweiligen Veranstalter 
sowie die damit zusammenhängenden Tätigkeiten, die für die Ausübung der Leistungen 
unerlässlich sind. Diese werden dort ausgeführt, wo sie vom Unternehmer tatsächlich 
erbracht werden. 

Restaurationsleistungen 

Für Restaurationsumsätze bestimmt sich der Leistungsort zukünftig nach dem Tätigkeits-
Prinzip. Die Abgabe von Speisen und Getränken zum Verzehr an Ort und Stelle (Restau-
rationsleistung), wenn sie nicht an Bord eines Schiffs, Flugzeugs oder in einer Eisenbahn 
während einer Beförderung innerhalb des Gemeinschaftsgebiets erfolgt, wird dort ausge-
führt, wo sie vom Unternehmer tatsächlich erbracht wird. Damit werden die tatsächlich 
im Ausland erbrachten Restaurationsleistungen nicht mehr mit deutscher Umsatzsteuer 
belastet. 

Restaurationsleistungen an Bord eines Schiffs, Flugzeugs oder in einer Eisenbahn wäh-
rend einer Beförderung im Inland oder im übrigen Gemeinschaftsgebiet werden am Ab-
gangsort erbracht. 

Personenbeförderungen 

Für Personenbeförderungsleistungen bestimmt sich der Leistungsort wie bisher nach dem 
Strecken-Prinzip. Die Beförderung einer Person wird dort ausgeführt, wo die Beförderung 
bewirkt wird. Erstreckt sich eine solche Beförderung nicht nur auf das Inland, ist nur der 
Teil der Leistung in Deutschland steuerbar, der auf das Inland entfällt. 

Für alle vorgenannten Leistungen gilt, dass sie im B2B-Bereich zum Reverse-Charge-
Verfahren führen können. Ob und wie stehen im Ermessen jedes einzelnen Mitgliedstaa-



tes. Sieht der jeweilige Mitgliedstaat die Übertragung der Steuerschuldnerschaft vor, hat 
der Leistende dort keine umsatzsteuerlichen Verpflichtungen. Der Leistende hat den Um-
satz in der Umsatzsteuer-Voranmeldung und in der Zusammenfassenden Meldung anzu-
geben. In der Rechnung hat der Leistende seine und die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer des Leistungsempfängers anzugeben. 

Sieht der jeweilige EU-Staat keine Übertragung der Steuerschuldnerschaft vor, ist der 
Leistende dort Steuerschuldner und hat die Erklärungspflichten des jeweiligen Belegen-
heitsstaates zu erfüllen. 

Die Industrie- und Handelskammer Köln stellt im Internet eine „Übersicht: Regelungen 
zur Steuerschuldumkehr in Europa“ bereit. 

Ausnahmen von der Ortsregelung bei Leistungen an Endverbraucher 

Werkleistungen 

Für Arbeiten an beweglichen körperlichen Gegenständen und die Begutachtung dieser 
Gegenstände bestimmt sich der Leistungsort nach dem Tätigkeits-Prinzip. Arbeiten in 
diesem Sinne sind hauptsächlich Werkleistungen an beweglichen körperlichen Gegen-
ständen. Werkleistungen sind sonstige Leistungen, die sich auf die Be- oder Verarbeitung 
eines Gegenstandes beziehen, wenn der Werkunternehmer den be- oder verarbeiteten 
Stoff nicht als Hauptstoff hinzugefügt hat, sondern es sich bei den Stoffen nur um Zuta-
ten oder sonstige Nebensachen handelt. 

Beispiele für solche Leistungen sind: 

· der Zusammenbau einer Maschine ohne selbst beschaffte Hauptstoffe, wenn die Ma-
schine nicht Grundstücksbestandteil wird 

· die Vernichtung oder Entsorgung beweglicher körperlicher Gegenstände 

· Wartungsarbeiten an beweglichen Anlagen, Maschinen und Kfz 

Beispiel: Ein österreichischer Endverbraucher (Ö) verbringt seinen Pkw zur Reparatur von 
Salzburg nach München zu einem deutschen Unternehmer (D). D repariert das Fahrzeug 
und lässt es danach nach Salzburg zurückbringen. 

Lösung: Der Ort der Reparaturleistung liegt am Ort der Erbringung der sonstigen Leis-
tung, also in München. D muss Ö die deutsche Umsatzsteuer in Rechnung stellen. 

Vermittlungsleistungen 

Für Vermittlungsleistungen bestimmt sich der Leistungsort nach dem Ort des vermittelten 
Umsatzes (vermittelte Lieferung, vermittelter Erwerb). Vermittlungsleistungen sind selb-
ständige Leistungen, die darin bestehen, dass der Vermittler das Erforderliche tut, damit 
zwei Parteien einen Vertrag schließen. Ausreichen kann, dass der Vermittler einer Partei 
die Gelegenheit zum Vertragsabschluss nachweist. Der Vermittler kann aber auch im Auf-
trag der einen Partei mit der anderen Kontakt aufnehmen und über Einzelheiten des Ver-
tragsabschlusses verhandeln. 

Eine Vermittlungsleistung setzt voraus, dass der Unternehmer in fremdem Namen und 
auf fremde Rechnung tätig wird (Agent, Handelsvertreter). 

Katalogleistungen 

Bei Katalogleistungen hängt der Leistungsort vom Sitz oder Wohnort des Leistungsemp-
fängers ab. 

Hat der Empfänger seinen Wohnsitz oder Sitz außerhalb des Gemeinschaftsgebiets, wird 
die sonstige Leistung dort ausgeführt, wo der Empfänger seinen Wohnsitz oder Sitz hat. 

Hat der Empfänger seinen Wohnsitz oder Sitz innerhalb des Gemeinschaftsgebiets, wird 
die sonstige Leistung dort ausgeführt, wo der leistende Unternehmer sein Unternehmen 
betreibt. 

Katalogleistungen sind: 

· Leistungen, die der Einräumung, Übertragung und Wahrnehmung von Patenten, Urhe-
berrechten, Warenzeichenrechten und ähnlichen (geschützten) Rechten dienen, z. B. 
Sprach-, Schrift- und Musikwerke, Lichtbildwerke, Filmwerke, Darstellungen wissen-
schaftlicher oder technischer Art, wie Zeichnungen, Pläne und Karten. 



· Leistungen, die der Werbung dienen. Das sind solche, die bei den Werbeadressaten 
den Entschluss zum Erwerb von Gegenständen oder zur Inanspruchnahme sonstiger 
Leistungen auslösen sollen. 

· berufstypische sonstige Leistungen, z. B. aus der Tätigkeit als Rechtsanwalt, Steuer-
berater oder Sachverständiger. 

· die Überlassung aller Erkenntnisse, die ihrer Art nach geeignet sind, technische oder 
wirtschaftliche Verwendung zu finden (ungeschützte Rechte), z. B. Informationen von 
Journalisten, Coaching, Leistungen der Erbenermittler. 

· Leistungen in Verbindung mit Krediten 

· Personalgestellungen, also die entgeltliche Überlassung von Arbeitnehmern, die der 
Leistungsempfänger 
für seine Zwecke einsetzt. 

· Die Vermietung körperlicher beweglicher Gegenstände, z. B. Musikinstrumente, Bau-
maschinen, Zapfanlagen. 

· Telekommunikationsdienstleistungen 

· Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen 

· auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistungen. Das sind Leistungen, die über 
das Internet erbracht werden und deren Erbringung in hohem Maße auf Informations-
technologie angewiesen ist, d.h. die Leistung ist automatisiert, wird nur mit wenig 
menschlicher Beteiligung erbracht und wäre ohne Informationstechnologie nicht mög-
lich. 

Keine auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistung ist die Lieferung von Gegen-
ständen nach elektronischer Bestellung und Auftragsbearbeitung. 

Güterbeförderungen 

Für Güterbeförderungen und damit im Zusammenhang stehende Leistungen wie Beladen, 
Entladen, Umschlagen im B2B-Bereich bestimmt sich der Ort nach dem Empfänger-Sitz-
Prinzip. Damit muss nicht mehr zwischen inländischen Güterbeförderungen, innergemein-
schaftlichen Güterbeförderungen und Drittlandsbeförderungen unterschieden werden. 

Für Güterbeförderungsleistungen im B2C-Bereich bestimmt sich der Leistungsort wie bis-
her bei Inlands- und Drittlandsbeförderungen nach dem Strecken-Prinzip und bei inner-
gemeinschaftlichen Beförderungen nach dem Ort des Beginns der Beförderung. 

Grenzüberschreitende Leistungen innerhalb der EU 

Der Leistungsort bestimmt sich im B2B-Bereich auch nach dem Sitzort des Leistungs-
empfängers, löst aber EU-weit eine Umkehrung der Steuerschuldnerschaft, das so ge-
nannte Reverse-Charge-Verfahren, aus. Außerdem muss der Unternehmer eine Zusam-
menfassende Meldung abgeben, wenn er steuerpflichtige sonstige Leistungen an in ande-
ren Mitgliedstaaten ansässige Leistungsempfänger erbracht hat, für die diese Leistungs-
empfänger in dem Mitgliedstaat, in dem sie ansässig sind, die Steuer schulden. 

Außerdem hat der Unternehmer die Bemessungsgrundlagen in seinen Umsatzsteuererklä-
rungen (Voranmeldungen und Jahreserklärung) gesondert zu erklären. 

Beispiel: Ein Uhrmacher aus Berlin wird von einem Unternehmer aus Dänemark beauf-
tragt, eine Standuhr, die am Unternehmenssitz des Dänen dessen Büro ziert, zu reparie-
ren. Der Däne verwendet seine ihm in Dänemark zugeteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. 

Lösung: Durch die Verwendung der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer kann der Leis-
tende davon ausgehen, dass die Leistung für den unternehmerischen Bereich bezogen 
wird. Da es sich um einen ausländischen Unternehmer handelt, wird die Reparaturleis-
tung in Dänemark erbracht. Der Uhrmacher stellt keine deutsche Umsatzsteuer in Rech-
nung. 

 

 

Rechnungen ausländischer Unternehmer 

Erbringt ein ausländischer Unternehmer eine sonstige Leistung, bei der sich der inländi-
sche Leistungsort danach richtet, wo der Leistungsempfänger seinen Sitz oder eine Be-
triebsstätte hat, an die die Leistung erbracht wird, und schuldet der inländische Leis-



tungsempfänger wegen der Umkehrung der Steuerschuldner die Steuer, hat der Leisten-
de in der Rechnung auch die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Leistungsempfän-
gers anzugeben. Die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer benötigt der Leistende auch 
für die Angabe in seiner Zusammenfassenden Meldung. 

Zusammenfassende Meldung 

Künftig müssen Unternehmer auch eine Zusammenfassende Meldung abgeben, wenn sie 
steuerpflichtige sonstige Leistungen an in anderen Mitgliedstaaten ansässige Leistungs-
empfänger erbracht haben, für die diese im Ansässigkeitsstaat die Steuer schulden. Die 
Zusammenfassende Meldung muss vierteljährlich abgegeben werden. 

Durch den auf den Angaben in der Zusammenfassenden Meldung basierenden Datenaus-
tausch können die Mitgliedstaaten prüfen, ob die Umsatzsteuer auf diese Leistungen von 
den bei ihnen ansässigen Leistungsempfängern richtig und vollständig abgeführt wurde. 

Vergütungsverfahren ab 01.01.2010 

Die neuen Vorschriften sind auf Vergütungsanträge anzuwenden, die nach dem 
31.12.2009 gestellt werden. Maßgebend ist also der Zeitpunkt der Antragstellung, nicht 
das Entstehen des Anspruchs auf Vorsteuern. 

Das bisher bestehende Papierverfahren wird für im Gemeinschaftsgebiet ansässige Un-
ternehmer auf ein elektronisches Verfahren umgestellt. 

Die Anträge sind nicht mehr unmittelbar im Mitgliedstaat der Vergütung einzureichen. 
Der nicht im Mitgliedstaat der Vergütung Ansässige muss einen elektronischen Vergü-
tungsantrag über das vom Ansässigkeits-Mitgliedstaat einzurichtende elektronische Portal 
an den Mitgliedstaat der Vergütung richten. Im Inland ansässige Unternehmer müssen 
ihre Anträge ab 2010 über ein elektronisches Portal zunächst dem Bundeszentralamt für 
Steuern zur Vollständigkeits- und Zulässigkeitsprüfung (insbesondere Unternehmereigen-
schaft des Antragstellers) übermitteln. Die Mindestbeträge für die Antragstellung betra-
gen 50 € für Jahresanträge (bisher 25 €) und 400 € für Dreimonatsanträge und für An-
träge, die mehr als drei Monate aber weniger als ein Jahr betreffen (bisher 200 €). 

Die Vorlage von Originalrechnungen und Einfuhrdokumenten ist nicht mehr zwingend. 
Der Vergütungsmitgliedstaat kann (in allen Fällen) verlangen, dass der Antragsteller zu-
sammen mit dem Vergütungsantrag elektronisch eine Kopie der Rechnung oder des Ein-
fuhrdokuments einreicht, falls die Bemessungsgrundlage mindestens 1.000 € beträgt. 
Der Vergütungsantrag muss dem Ansässigkeitsmitgliedstaat spätestens am 
30. September des auf den Vergütungszeitraum folgenden Kalenderjahres vorliegen (bis-
her 30. Juni des Folgejahres). 

Der Ansässigkeitsmitgliedstaat hat innerhalb von 15 Tagen nach Eingang des Vergü-
tungsantrags diesen an den Vergütungsmitgliedstaat weiterzuleiten. Erfolgt die Vergü-
tung erst nach Ablauf von 4 Monaten (bei Nachfragen der Finanzbehörde bis zu 8 Monate 
zuzüglich der Erstattungsfrist von 10 Tagen), ist der Vergütungsbetrag zu verzinsen. 

Vergütungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer 

In einem anderen Mitgliedstaat ansässige Unternehmer müssen ihren Vergütungsantrag 
ausschließlich elektronisch über das in ihrem Ansässigkeitsmitgliedstaat eingerichtete 
elektronische Portal beim Bundeszentralamt für Steuern einreichen. Der Antrag muss 
spätestens neun Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, auf das er sich bezieht, über-
mittelt worden sein. Die Vergütungssumme muss der Unternehmer selbst berechnen. 
Dem Antrag sind Rechnungen und Einfuhrbelege in Kopie, wenn die darin ausgewiesene 
Bemessungsgrundlage bestimmte Grenzen überschreitet, beizufügen. Des Weiteren wur-
den die Wertgrenzen, die für eine Antragstellung überschritten sein müssen, erhöht. Bei 
einem Antrag für ein Vierteljahr, muss die Antragssumme mindestens 400 € betragen 
(bisher 200 €). Bei Jahresanträgen oder Anträgen für den letzten Zeitraum eines Kalen-
derjahres beträgt die Antragssumme mindestens 50 € (bisher 25 €). 

Auch der Bescheid wird nur noch auf elektronischem Weg erteilt und bekannt gegeben, 
und zwar per E-Mail. 

Die Vergütung muss grundsätzlich spätestens nach 4 Monaten und 10 Tagen erfolgen. 
Werden die Kopien von Rechnungen und Einfuhrbelegen erst zu einem späteren Zeit-
punkt eingereicht, beginnt die Erstattungsfrist erst, wenn die Kopien dem Bundeszentral-
amt für Steuern vorliegen. Bei Nachfragen der Finanzbehörde verlängert sich die Bearbei-



tungszeit auf bis zu 8 Monate und 10 Tage. Wird die Bearbeitungszeit überschritten, ist 
der Vergütungsbetrag zu verzinsen.  

Vergütungsverfahren für Drittlandsunternehmer 

Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer haben ihren Vergütungsantrag 
grundsätzlich nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beim Bundeszentralamt für Steu-
ern einzureichen. Sie können den Antrag aber auch wie bisher durch Datenfernübertra-
gung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz übermitteln. Der Antrag ist spätestens 
sechs Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, auf das er sich bezieht, zu stellen. Die 
Vergütungssumme ist durch den Unternehmer zu berechnen und die maßgeblichen Rech-
nungen und Einfuhrbelege sind im Original zu übermitteln. Auch für 
Drittlandsunternehmer wurden die Wertgrenzen, die für eine Antragstellung überschritten 
sein müssen, verdoppelt. Bei einem Antrag für ein Vierteljahr muss die Antragssumme 
mindestens 1.000 € betragen (bisher 500 €). Bei Jahresanträgen oder Anträgen für den 
letzten Zeitraum eines Kalenderjahres beträgt die Antragssumme mindestens 500 € 


